
Deutschlands Kirchen predigen Nächs-
tenliebe und soziale Gerechtigkeit.
Sie fordern gerechten Lohn und einen

menschenwürdigen Arbeitsplatz, damit je-
der sich und seine Familie ernähren kann.
Hehre Ansprüche, die die Katholische und
die Evangelische Kirche wie eine Monstranz
vor sich hertragen. Jetzt sind die barmherzi-
gen Samariter selbst in die Kritik geraten.

VON MARKUS BRAUER

Der Vorwurf: Ausgerechnet die Kirchen
und ihre Wohlfahrtsverbände, Diakonie
und Caritas, sollen Lohndumping, Outsour-
cing und Leiharbeit betreiben, um die Aus-
gaben bei Niedriglohngruppen massiv zu
senken. Immer mehr kirchliche Beschäf-
tigte, heißt es in Medienberichten, könnten
vom regulären Lohn nicht mehr leben und
seien auf staatliche Hilfe angewiesen. Die
Kirchen als Ausbeuter und Lohndrücker?

Im Internet machen Beschäftigte und Ex-
Mitarbeiter ihrem Ärger Luft: Ein Kranken-
pfleger aus Schwerin berichtet, er habe als
Zeitarbeiter bei der Diakonie gejobbt – 35
Stunden pro Woche für 1300 Euro brutto.
Ein anderer schreibt, ihm und anderen Mit-
arbeitern eines Altenheims im Südwesten
sei untersagt worden, einen Zweitjob anzu-
nehmen. Sie müssten ständig verfügbar sein.

Klaus-Dieter Kottnik haben die Vorwürfe
aufgeschreckt. „Ich halte sie für überzogen“,
sagt der Präsident des Diakonie-Bundesver-
bandes. „Die diakonischen Einrichtungen
halten sich an die eigenen tariflichen Verein-
barungen.“ Insgesamt gehören 27 500

Einrichtungen zum Diakonischen Werk. Auf-
grund der unübersichtlichen Verbandsstruk-
turen ist aber nicht einmal Kottnik bekannt,
wie viele der insgesamt 460 000 Mitarbeiter
im Niedriglohnsektor als Wäscherin, Putz-
hilfe oder Pflegehilfskraft arbeiten.

Aus demselben Grund weiß man auch in
der Berliner Zentrale nicht, wie viele Ser-
vice-Gesellschaften bis heute gegründet wur-
den. Unter dem Eindruck der öffentlichen
Debatte hat Kottnik deshalb bei den Landes-
verbänden genauer nachgefragt. „Die bishe-
rigen Rückmeldungen zeigen: Bei uns gibt
es kein Lohndumping“, sagt der frühere Vor-
standschef der Diakonie Stetten. „Wir zah-
len überall mehr als Privatgewerbliche.“

Das sieht Ulrich Maier, Vorsitzender der
Mitarbeitervertretungen der Diakonie Würt-
temberg, ganz anders. In Stetten hat man –
wie vielerorts auch – eine Service GmbH ge-
gründet. „Diese dient nur der Tarifflucht,
eine Leiharbeitsfirma für eigene Zwecke“,
sagt der Heilerziehungspfleger.

Inzwischen seien „in der weltlichen Toch-
ter der kirchlichen Mutter“ 50 bis 60 Perso-
nen angestellt, die „deutlich unter dem kirch-
lichen Tariflohn“ verdienten. „Eine Pflege-
hilfskraft hat bis zu 300 Euro brutto weniger
im Monat.“ In der Diakonie frei werdende
Stellen würden nicht mehr besetzt, stattdes-
sen würden Service-Mitarbeiter „ausgelie-
hen“. In Württemberg gebe es gut 60 solcher
Firmen, so Maier, „die gegründet werden, um
Tarife zu drücken und eine Zwei-Klassen-Ge-
sellschaft zu schaffen“.

In Stetten – mit 3680 Mitarbeitern eine
der größten Diakonie-Einrichtungen –
wehrt man sich gegen die Vorwürfe. „Es

gibt bei uns keine Lohndrückerei“, sagt
Sprecher Eberhard Brachhold. In der Ser-
vice GmbH seien die „Löhne niedriger, weil
wir sonst nicht konkurrenzfähig sind“.

Diakonie und Caritas sehen sich gleich
von zwei Seiten unter Druck: Zum einen
sind die eigenen Tariflöhne deutlich höher
als die der privaten Konkurrenz. Zum ande-
ren sind die Leistungspauschalen der Pflege-
kassen seit 1995 nicht mehr angehoben wor-
den. Um im Wettbewerb zu bestehen, wer-
den die Personalausgaben gesenkt – auf Kos-
ten der schwächsten Mitarbeiter und des ei-
genen Image: Die barmherzigen Samariter
erscheinen als knallharte Kapitalisten. Die
Verantwortlichen sehen sich zu Unrecht an
den Pranger gestellt. Die Politik sei schuld,
weil sie durch „die Förderung eines Preis-
dumpingwettbewerbs bewusst eine Gehalts-
spirale nach unten“ angestoßen habe, wehrt
sich jetzt der Diakonievorstand.

Bei der Caritas ist die Lage nicht weniger
verfahren als bei der Diakonie. Der Umgang
mit den unteren Lohngruppen „ist wahnsin-
nig schwer zu lösen“, gesteht Rainer Brock-
hoff, Caritasdirektor der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart, ein. „Wir machen kein Lohn-
dumping, aber wir haben noch keine befrie-
digende Lösung für diesen Lohnbereich.“

Die vielerorts geübte Praxis hat mit christ-
lichen Idealen offenkundig wenig zu tun.
„Beim Niedriglohnbereich, der ohnehin un-
ter Druck steht, soll Geld eingespart wer-
den“, kritisiert Thomas Schwendele, Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission des
Deutschen Caritasverbandes. Den Bischöfen
wurde, so Schwendele, eine „schwarze Liste“
mit fast 100 Servicegesellschaften zugestellt,
die gegen das kirchliche Arbeitsrecht versto-
ßen – eine davon in Rottenburg-Stuttgart.

Verdi fordert schon seit langem, die Pfle-
gebranche in das Entsendegesetz aufzuneh-
men. Die Gewerkschaft macht sich für
einen Mindestlohn von 9,50 Euro stark. „Üb-
lich sind 7,50 Euro und weniger – auch in
kirchlichen Einrichtungen“, betont Verdi-
Landesfachsbereichsleiter Günter Busch.

„Das System Kirche ist nicht transparent.
Kaum etwas dringt nach außen.“

Zumindest ist bekannt, wie gespart wird:
Eine Diakonie- oder Caritas-Einrichtung
gründet ein Service-Unternehmen. Wer
dorthin wechselt, genießt meist Bestands-
schutz. Neue Mitarbeiter erhalten aber deut-
lich weniger Geld. In der Regel liegen die
Stundenlöhne über denen der privaten Kon-
kurrenz. Service-Leute fungieren wie-
derum als Leiharbeiter bei der Mutterfirma.

Nach einem Urteil des obersten evangeli-
schen Kirchengerichts ist solche Leiharbeit
nur zur „Überbrückung kurzzeitigen Be-
schäftigungsbedarfs“ zulässig. Eine dauer-
hafte Beschäftigung widerspreche kirchli-
chen Grundsätzen. Dennoch nutzen immer
mehr Einrichtungen die Möglichkeiten der
liberalisierten Arbeitnehmergesetze.

Vor allem der wachsenden Zahl an Teil-
zeitkräften reicht das Einkommen nicht, um
davon zu leben, geschweige denn eine Fami-
lie zu ernähren. „Das Problem ist nicht so
sehr der Stundenlohn, sondern die Löhne
für Teilzeitkräfte“, sagt Verdi-Kirchenex-
pertin Renate Richter. Viele kämen nur mit
Zweitjobs oder Hartz IV über die Runden.

Es mag der ökonomischen Vernunft ent-
sprechen, schlechter entlohnte Arbeitneh-
mer einer Leiharbeitsfirma zu beschäftigen,
Betriebsteile auszulagern und Service-Ge-
sellschaften zu gründen. Aber dieser Kapita-
lismus verträgt sich nur schwer mit christli-
chen Idealen. „Es muss Schluss sein mit der
beruflichen Tätigkeit für Gottes Lohn“,
schreibt ein Diakonie-Mitarbeiter im Inter-
net. „Auch wir müssen unsere Existenzen
und die unserer Familien sichern können.“

Die Kirchen haben hohe moralische
Ansprüche. Dennoch treten sie als
Arbeitgeber oft nicht viel besser
auf als Wirtschaftsunternehmen,
denen die Bilanz wichtiger ist als
die Situation der Belegschaft.
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Barmherzige Samariter als knallharte Kapitalisten
Diakonie und Caritas sollen Lohndumping und Leiharbeit betreiben – Gewerkschaft Verdi fordert Mindestbezahlung

Es gibt bei uns

keine Lohndrückerei

Mitarbeiter
diakonischer
Einrichtungen
demonstrieren
2007 in Stutt-
gart gegen
drohende
Gehaltsein-
bußen. dpa

Leipzig – Sollte es Live-Sendungen wie
in den 80er Jahren aus dem Bundestag ge-
ben? Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert ist dafür, ARD und ZDF sind man-
gels Quote dagegen. Nun denkt die Poli-
tik über einen eigenen Kanal nach.

VON FRANK KRAUSE aus Leipzig

Wer heute das Mittagessen schon im Ma-
gen hat, kann ab 13 Uhr dem Bundestag
bei der Arbeit zuschauen – live im Inter-
net. Das Parlamentsfernsehen macht’s
möglich. So schön das Angebot ist, die
Klickrate dürfte überschaubar sein. Für
Lammert ist das Internet ohnehin nicht
die Lösung des Problems. Genauso we-
nig wie der Ereigniskanal Phoenix, der
habe vergangenes Jahr nur 250 von 700
Stunden Parlamentsdebatten gezeigt.

Der Bundestagspräsident fordert viel-
mehr, dass ARD und ZDF selbst aktiv
werden. Seit Jahren hätten die gebühren-
finanzierten Sender die politische Be-
richterstattung reduziert – zugunsten
„von Seichtem und Unterhaltsamen“,
lautet Lammerts Lamento beim Medien-
treffpunkt Mitteldeutschland in Leipzig.
Stattdessen erlebe man eine „Inflationie-
rung der politischen Talkshows“, was be-
denklich sei: „Denn dort hat die Promi-
nenz oft Vorrang vor der Kompetenz.“

Und was sagen die Sender zu der Kri-
tik? Ja, räumt ZDF-Chefredakteur Niko-
laus Brender ein, man habe „wichtige De-
batten aus dem Bundestag in den vergan-

genen Jahren nicht genügend übertra-
gen“. Nein, sagt MDR-Chefredakteur
Wolfgang Vietze: „Für stundenlange Par-
lamentsdebatten bringen die Menschen
keine Zeit mehr auf.“ Die ARD will
lieber das Internet nutzen.

Ist das also der Weg, um bei jungen
Menschen wieder Interesse für politische
Prozesse zu wecken? Die Talkshows von
Will, Plasberg, Illner und Co. seien doch
nur eine Reaktion der Sender „auf die In-
teressenlosigkeit der Zuschauer auf Par-
lamentsdebatten“, sagt Brender und ap-
pelliert an die Politik, die Debattenkul-
tur zu ändern. In einer Fragestunde des
Bundestags werde ja nicht mal die Frage
vorgelesen, sondern nur die Antwort.
Lammert verspricht: „Wenn das ZDF
wieder live überträgt, sorge ich dafür,
dass auch die Fragen vorgelesen wer-
den.“ Ob es dazu kommt? Der Bundes-
tagspräsident jedenfalls behält das Ziel
eines eigenen Parlamentssenders im
Blick. Das sei „nur eine Notlösung“,
aber „kein unzulässiger Gedanke“.
Stellt sich nur die Frage: Wer zahlt’s?

Berlin – Den Deutschen sagt
man nach, sie hätten ein inniges
Verhältnis zum Wald. Vielleicht
erklärt das die Aufregung. Die
deutsche Holz- und Forstwirt-
schaft sieht 40 000 Jobs in der
Waldwirtschaft in Gefahr und
eine Beeinträchtigung der Kli-
maschutzfunktion des Waldes.

VON NORBERT WALLET
Berliner Redaktion

Der Anlass der Aufregung ist ei-
gentlich alt. Bereits Ende 2007
hatte die Bundesregierung eine
„nationale Strategie zur Erhal-
tung der biologischen Vielfalt“
verabschiedet. Darin bekennt
sich Deutschland zum Ziel, bis
2020 einen Flächenanteil der
Wälder „mit natürlicher Wald-
entwicklung“ von fünf Prozent
zu erreichen. Natürliche Ent-
wicklung heißt: keine Holzwirt-
schaft, keine Nutzung, der Wald
wird in Ruhe gelassen.

Die Naturschutzverbände fin-
den das gut, wollen aber über
2020 hinaus eine Marke von
zehn Prozent erreichen. So rich-
tig aufgeregt hat das bislang nur
wenige. Nun aber steht die UN-
Konferenz zur Artenvielfalt ins
Haus. Und die findet vom 19. bis
30. Mai in Bonn statt. Deshalb
haben die deutschen Festlegun-
gen hohe Verbindlichkeit.

Die Wald- und Forstwirt-

schaft macht nun folgende Rech-
nung auf: Fünf Prozent der
Waldfläche entsprechen rund
550 000 Hektar. Darauf können
vier Millionen Kubikmeter Holz
produziert werden. 100 Kubik-
meter bilden die Grundlage für
einen Arbeitsplatz. Also seien
40 000 Jobs bedroht. Gregor
Beyer vom Umweltverband
Nabu findet solche ökonomi-
schen Rechnungen „legitim“.
Es gebe jedoch „übergeord-
nete staatliche Ziele“, und
der Artenschutz falle ganz
sicher darunter.

Der deutsche Wald be-
deckt eine Fläche von 11,1 Mil-
lionen Hektar. Forstwirtschaft-
lich ungenutzte Flächen ma-
chen derzeit nur 92 000 Hektar
aus, ein verschwindend geringer
Anteil von unter einem Prozent.
Aber sie haben einen besonde-
ren Wert für Natur- und Arten-
schutz. Naturschützer führen
an, dass die forstwirtschaftliche
Nutzung bei über 274 Farn- und
Blütenpflanzen eine Gefähr-
dungsursache darstelle.

Gregor Beyer weist auf Vögel
wie den Weißrückenspecht und
Käfer wie den Eremiten hin, die
auf alte Wälder angewiesen
sind. Aber während eine Buche
bis zu 400 Jahre alt werden
kann, wird sie im Wirtschafts-
wald mit 120 bis 140 Jahren ge-
erntet. Die Fichten können 300

Jahre alt werden
und fallen im ge-
nutzten Wald
nach 120 Jahren.

Georg Schirm-
beck, Präsident
des Deutschen
Forstwirtschafts-
rats, spricht den-
noch von „eklatan-

ten Fehlein-
schätzungen
und Unwissen-
heit“ sowohl
bei der Strate-
gie der Bundes-
regierung als
auch bei den
Umweltver-
bänden.Er ver-
weist darauf,
dass Flächen-
stilllegungen

„kontraproduktiv für den
Klimaschutz“ seien.
Schirmbeck ist Bundestags-
abgeordneter der CDU. Des-
halb wundert man sich im
Bundesumweltministe-
rium. Dort heißt es, die Stra-
tegie zur Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt sei eng
mit dem Kanzleramt abge-
stimmt worden und sei eine
Sache der Bundesregie-
rung. Da falle also jemand
„seiner eigenen Kanzlerin
in den Rücken“.

Auch bei der zuständi-
gen Gewerkschaft IG
Bau-Agrar-Umwelt bleibt
man gelassen. „Das Fünf-
Prozent-Ziel schreckt uns
nicht“, sagte eine Spreche-
rin, die Zahlen über be-
drohte Jobs anzweifelt.
„Mechanisierung und Ma-
schinisierung haben in der
Branche schon weit mehr
Jobs gekostet.“

Eberhard Brachhold, Diakonie Stetten
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Beschäftigte: Die Katholische und
die Evangelische Kirche beschäftigen
in Deutschland rund 1,2 Millionen
Mitarbeiter. 450 000 davon sind bei
der Diakonie, knapp 500 000 bei der
Caritas tätig. Damit sind die Evange-
lische und die Katholische Kirche die
größten privaten Arbeitgeber.

Einrichtungen: Unter dem Dach
des Diakonischen Werkes sind circa
27 500 Einrichtungen und Dienste
vereint, beim Deutschen Caritasver-
band sind es mehr als 20 000 Bera-
tungsstellen, Sozialstationen, Heime
und andere Organisationseinheiten.

Arbeitsrecht: Aufgrund grundge-
setzlich verankerter Sonderrechte
können die beiden großen Kirchen
ihre eigene Tarifpolitik betreiben
und Dienstverfassung regeln. Die Mit-
arbeiter dürfen weder streiken noch
sich gewerkschaftlich engagieren.
Stattdessen gibt es den sogenannten
dritten Weg: Kircheninterne Gre-
mien, die paritätisch aus gewählten
Vertretern der Mitarbeiter und
Arbeitgeber zusammengesetzt sind,
regeln arbeitsrechtliche Fragen.

Nach Angaben der Diakonischen
Arbeitnehmerinitiative werden mehr
als zwei Drittel aller Ein-Euro-Job-
ber bei Diakonie und Caritas beschäf-
tigt. Dort würden sie „in hohem Um-
fang“ Stammarbeitnehmer ersetzen.
„Der Widerspruch zwischen kirchli-
chem Anspruch und ökonomischem
Denken ist allgegenwärtig.“ mb

Ein eigener Wald samt
Buntspecht und Nadel-
baum – der Traum vieler
Naturfreunde. Foto: ddp

Renate Richter, Verdi-Kirchenexpertin

Arbeitgeber
Kirche

Bundestags-TV
für jedermann
ARD und ZDF in der Kritik

Die Ruhe im Wald ist gestört
Forstwirtschaft und Regierung streiten über Umweltschutzauflage

Wie viele Jobs
sind bedroht?

Das Problem sind die

Löhne für Teilzeitkräfte

Lammert: Mehr Politik zeigen  dpa
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